
Auf einen Blick  

Zehn Jahre nach ihrer Institutionalisierung 

in einem Bundesministerium steht die Ver-

braucherpolitik in Deutschland vor einer 

Neuorientierung. Auf zahlreichen Ebenen wird 

über eine Verbesserung ihres Leitbildes, ihrer 

Instrumente, ihrer Organisation, aber auch 

über ihre grundsätzlichen Ziele diskutiert. 

Letzteres droht jedoch immer wieder im kurz-

atmigen Tagesgeschäft unterzugehen. Im 

Zentrum sollte dabei nicht nur die Frage des 

Verhältnisses von Staat, Markt und Verbrau-

chern bzw. Bürgern stehen, sondern insbeson-

dere die Frage, wie wir künftig in einer end-

lichen Welt und angesichts des Klimawandels 

leben, arbeiten und konsumieren wollen. 

Nach mehr als einem Jahrzehnt Liberalisierung und 

Privatisierung wird heute ein deutliches Ungleich-

gewicht zwischen Staat, Verbrauchern und Anbie-

tern wahrgenommen, von dem vor allem letztere 

profi tieren. Globalisierung und technische Innova-

tionen haben zwar viele neue Angebote geschaffen, 

von denen Verbraucher profi tieren können, gleich-

zeitig jedoch die Komplexität des Marktgeschehens 

enorm gesteigert. Schließlich deuten endliche Res-

sourcen und fortschreitender Klimawandel an, dass 

bisherige Konsum- und Wirtschaftsweisen sich nicht 

dauerhaft fortsetzen lassen. Bei der Suche nach poli-

tischen Antworten auf diese Herausforderungen 

geht es um einen neu zu gestaltenden Aushandlungs-

prozess zwischen Staat, Unternehmen und Verbrau-

chern. Damit stellt sich sowohl die Frage nach der 

Quantität („wie viel Staat?“), als auch die nach der 

Qualität staatlichen Handelns – insbesondere in der 

Verbraucherpolitik: Welche Ziele verbunden mit 

welchen Wertvorstellungen soll sie verfolgen? Wo 

liegen die originären Handlungsfelder der Verbrau-

cherpolitik, welche Instrumente können wirksam in 

ihnen eingesetzt werden und welche Ressourcen 

werden dafür benötigt? 

Welche Politik brauchen die Verbraucher?1
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tional, emotional und anhand anderer Kriterien 
als des größtmöglichen ökonomischen Nutzens. 
Prozesse des Nachdenkens setzen oft erst nach 
dem Kauf ein. 

Das Verhalten von Verbrauchern ist abhängig 
von sehr viel mehr als der (ökonomischen) Ver-
nunft und einer transparenten Informationsla -
ge. Gewohnheit, Verlustaversion, Transaktions-
kosten, Institutionen, Normen und Regeln, 
mora lische Werte etc. beeinfl ussen ihr Verhal-
ten.4 Unternehmen und ihre Marketingabteilun-
gen haben das längst erkannt und sich dieses 
Wissen zu Nutze gemacht. Umso schwieriger ist 
die Herausforderung für die Politik: Einerseits 
geht es darum, ein realitätsnahes Leitbild zu er-
arbeiten, andererseits gilt es, ein positiv stimu-
lierendes Ideal zu entwickeln, an dem zu messen 
sich lohnt.5 

Die Leitbilddiskussion als 
 Strategiedebatte?

In der Debatte um eine Revision des verbraucher-
politischen Leitbildes werden im aktuellen Dis-
kurs verschiedene Neuorientierungen vorgeschla-
gen: Während die einen an der Idee des mündigen 
im Gegensatz zum schutzbedürftigen Verbrau-
chers festhalten, argumentieren andere, der Staat 
müsse Verbraucher darin unterstützen, sich zu 
kritisch Fragenden zu entwickeln, die ihre Rechte 
kennen, und Märkte so gestalten, dass sie die 
„richtigen“ Entscheidungen mit Hilfe ihres ge-
sunden Menschenverstandes treffen können. Er-
gänzt wird dieses Bild normativ mit dem verant-
wortlich handelnden Konsumenten, der auch die 
Auswirkungen seiner Konsumentscheidungen auf 
Umwelt und Gesellschaft berücksichtigt.6 Ein 
weiterer Vorschlag zielt in die Richtung, anzuer-
kennen, dass es verschiedene Arten von Verbrau-
chern gibt: Vertrauensvolle, Verletzliche und Ver-
antwortliche. Erweitert wird dieser Vorschlag 
dadurch, dass nach Märkten, Zielgruppen, sozia-
len Lagen oder Rollen von Verbrauchern diffe-
renziert werden solle, da es ein einheitliches Leit-
bild „des“ Verbrauchers ohnehin nicht gäbe, 
sondern allenfalls Leitbilder im Plural. Die Politik 
habe daher differenzierte Problemlösungen und 
Antworten zu entwickeln (F. Nullmeier).

In den Diskussionen um ein geeignetes Leitbild 
des Verbrauchers liegen Fakten basierend auf em-
pirischer Forschung und Ideale oft nahe beiein-
ander und vermengen sich im Diskurs. Zudem 

„Mündige Verbraucher“ zwischen Ideal 
und Überforderung

Zu den Aufgaben der Politik gehört es, Werte zu 
defi nieren, zu priorisieren und zuzuweisen. Im 
Idealfall erfolgt dies auf demokratische Weise, 
mit öffentlichen Debatten und Kontroversen. 
Die Formulierung von Leitbildern unterstützt 
diesen Prozess. Menschen bedienen sich Leitbil-
dern, an denen sie sich orientieren und die sie 
für die Erreichung ihrer Ziele stimulieren. Sie die-
nen größeren Einheiten und den nach Anschluss 
und Sinn suchenden Menschen als ethische 
Richtschnur, haben für die Einzelnen eine wich-
tige Orientierungsfunktion und können soziale 
Kohäsion stiften. 

Leitbilder sind immer auch Idealbilder, denn sie 
weisen über das Bestehende in Richtung eines 
Besseren hinaus. Für Individuen und Gemein-
schaften besteht die Krux von Idealbildern aber 
oft darin, dass sie eben ideal sind und damit Ge-
fahr laufen, zu überfordern. So auch teilweise das 
Leitbild des „mündigen Verbrauchers“, das in der 
deutschen Verbraucherpolitik eine zentrale Rolle 
spielt. Im Kern liegt ihm meist das (neoklassi-
sche) Menschenbild des homo oeconomicus zu-
grunde – der rationale Nutzenmaximierer, der 
alle verfügbaren Informationen vor einer Kauf-
entscheidung abwägt und schließlich das beste 
Produkt wählt. In der Realität sind damit Über-
forderungen vorprogrammiert.

Dass das Bild „mündiger Verbraucher“ nicht ganz 
angemessen ist, liegt einerseits am Paradox unse-
rer Wissensgesellschaft: Denn je weiter der wis-
senschaftliche und technische Fortschritt ge-
deiht, also „je mehr die Menschen wissen, desto 
geringer wird der Anteil an all dem Wissen, den 
ein einzelner Verstand aufnehmen kann.“3 Die 
Auswahl ist nicht nur groß, sondern auch kom-
plex, folglich wird es schwierig, gute Entschei-
dungen zu treffen. Verbraucher sind auf andere 
angewiesen, die vertrauenswürdig sind und über 
verlässliche Information verfügen: unabhängige 
Testinstanzen (z. B. Stiftung Warentest), Freunde, 
Nichtregierungsorganisationen etc. 

Unzureichend an der Vorstellung des „mündigen 
Verbrauchers“ ist zudem die darin enthaltene 
 Rationalitätsannahme, denn – das lehrt die Ver-
haltensökonomie und vor ihr die Psychologie 
und Philosophie – Verbraucher entscheiden als 
Menschen eben nicht rational, sondern oft irra-2



vermischen sich die spezifi schen Standorte, von 
denen aus gesprochen wird, mit scheinbar all-
gemeinen Positionen: Die Gedanken um ein neu 
zu entwerfendes verbraucherpolitisches Leitbild 
gehen einher mit einem Neudenken staatlicher 
Rollen und Aufgaben, das seine Herkunft in libe-
ralen (Wettbewerb) oder kommunitaristischen 
(Gemeinwohl) Traditionen hat oder eine Synthe-
se beider versucht. Als neue Politikansätze letzte-
rer Variante werden unter anderem diskutiert:
• Der Staat als libertärer Patriarch, der den Ver-

brauchern durch Veränderungen der Entschei-
dungssituation in ansonsten freien Märkten 
(„Nudges“, Thaler/Sunstein) beim Treffen „rich-
tiger“ Entscheidungen helfen soll (z. B. Vorein-
stellungen im Internet).

• Der Staat als Marktwächter: Er schützt die Ver-
braucher vor unseriösen Anbietern und stärkt 
die Nachfrageseite als Gegengewicht zur An-
gebotsseite.7 Der Staat greift aktiv dort ein, wo 
Gemeinwohlinteressen auf dem Spiel stehen 
und überlässt andere Bereiche dem Spiel von 
Angebot und Nachfrage.

So progressiv diese Ansätze auch sind, so zeigt 
sich auf dem derzeitigen Stand der Diskussion, 
dass es bislang sowohl an einem klaren verbrau-
cherpolitischen Leitbild fehlt, wie auch an einer 
entsprechenden Vorstellung von Aufgaben und 
Rollen des Staates in der Verbraucherpolitik. 

Instrumente auf dem Prüfstand

Im Vergleich zur Leitbilddebatte sind die Vorschlä-
ge, wie Instrumente der Verbraucherpolitik gestal-
tet und verbessert werden sollen, deutlich konkre-
ter. Im Vordergrund stehen dabei drei  Ebenen:

Die erste Ebene setzt direkt bei den Verbrauchern 
an, indem diese informiert, aufgeklärt und mög-
lichst früh über verbraucherpolitische Fragen ge-
bildet werden sollen. Hier geht es um die ange-
messenen Instrumente zur Aufklärung (staatliche 
Kampagnen, Sachbücher); Transparenz der An-
gebote; um Verbraucherbildung, die fächerüber-
greifend oder als eigenes Fach in der Schule ein-
setzt etc. Nachzudenken sei auch über die Ver-
mittlung und Aufbereitung von Informationen, 
denn es komme nicht auf ihre Menge, sondern 
auf ihre Qualität an.

Die zweite Ebene setzt institutionell an. Hier geht 
es um die Frage, wie die Organisation für eine ef-
fektivere Verbraucherpolitik verbessert werden 3
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kann. Dazu gehört der Vorschlag, einen Sachver-
ständigenrat für Verbraucherfragen zu etablieren, 
der – analog zum Sachverständigenrat für Wirt-
schaft – einen jährlichen Bericht über die Er-
reichung verbaucherpolitischer Ziele liefert. Da-
rüber hinaus müsse ein ressortübergreifendes 
Verständnis von Verbraucherpolitik als Quer-
schnittsaufgabe entwickelt werden –  der Ver-
braucher müsse in allen relevanten Politikberei-
chen „mit am Tisch sitzen“, also nicht nur als 
Objekt, sondern als mitgestaltendes Subjekt be-
griffen werden. Ministerien, die sich mit verbrau-
cherrelevanten Fragen beschäftigen, brauchen da-
nach auch verbraucherpolitische Abteilungen. 
Daneben brauche es eine Stärkung unabhängiger 
Institute und Organisationen, die sich mit Ver-
braucherpolitik beschäftigen, und ein entspre-
chendes Mandat (z. B. bei der Finanzaufsicht), Ver-
braucherinteressen zu vertreten. 

Die dritte Ebene betrifft die gesetzgeberische 
Kompetenz des Staates. Hier folgt die Diskussion 
der Frage, in welchen Bereichen (Energie, Ge-
sundheit, Altersvorsorge etc.) in welchem Aus-
maß und auf welche Weise zu regulieren ist. Da-
bei sollten Auswirkungen von Gesetzesvorhaben 
und (De-)Regulierungsmaßnahmen auf Verbrau-
cher und eine entsprechende Überprüfung im 
Rahmen einer Gesetzesfolgeabschätzung grund-
sätzlich beachtet werden (Verbraucherchecks). 

Zu fl ankieren seien diese Maßnahmen mit einer 
erweiterten Verbraucherforschung, die auch die 
Verhaltensökonomik mit einbezieht. Da die Ver-
braucherpolitik bislang auf der Grundlage empi-
risch nicht fundierter Leitbilder und kurzfristi-
gem Aktionismus agiere, mangele es an einer 
unabhängigen, politikunterstützenden und -be-
gleitenden Verbraucherforschung, die dazu bei-
trägt, eine evidenzbasierte und entsprechend 
evalu ierbare Politik zu ermöglichen. 

Im Unterschied zur recht ausführlich geführten 
Debatte um Instrumente standen Fragen nach 
der grundsätzlichen Ausrichtung und nach der 
Reichweite und den Grenzen von Verbraucher-
politik bislang weniger im Fokus. 

Ziele der Verbraucherpolitik: Strategien 
in einer neu zu vermessenden Welt

Dass vorzugsweise über Instrumente gestritten 
wird und weniger über Ziele ist kennzeichnend 
für eine Politik des Aktionismus, in der Handeln 
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Lasten anderer, heute und zukünftig Lebender 
verbrauchen. Wo liegen die Grenzen des (materi-
ellen) Konsums und Wachstums? 

Diese Fragen können nur in einem werteorien-
tierten Diskurs beantwortet werden, da es um 
Orientierungen geht, die von allen Beteiligten 
anerkannt werden müssen. Ein solcher Diskurs 
scheint sich in Ansätzen zu entwickeln, wie etwa 
im Zusammenhang mit der Enquete-Kommis-
sion des Bundestages, „Wachstum, Wohlstand, 
Lebensqualität“. Angesichts segmentierter Poli-
tik-Ressorts läuft diese Debatte aber Gefahr, iso-
liert von anderen Politikfeldern abzulaufen. Eine 
Verknüpfung mit der verbraucherpolitischen 
 Debatte um eine neue Strategie erscheint sinn-
voll, und zwar in beide Richtungen: Einerseits 
sollte die Fragestellung der Enquete-Kommission 
auch in der verbraucherpolitischen Debatte um-
fassend berücksichtigt werden, andererseits sollte 
Verbraucherperspektiven auch in der Enquete-
Kommission ausführlich Rechnung getragen wer-
den. Denkbar wäre es, Mitglieder der Enquete-
Kommission zu verbraucherpolitischen Strategie- 
treffen und Konferenzen einzuladen, um einen 
Austausch anzustoßen. Da die Kommission über-
wiegend aus Wirtschaftsexperten besteht, könn-
te eine intensivere Verknüpfung mit der Ver-
braucherpolitik einen erheblichen Mehrwert zu 
einer kreativen, interdisziplinären und frucht ba-
ren Debatte beitragen.  Erst die Verknüpfung von 
Zielen mit Instrumenten ergibt eine sinn volle 
Strategie. Die derzeitige Einleitung der Energie-
wende stellt einen günstigen Zeitpunkt für  einen 
solchen Diskurs dar. 
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immer dringend und Nichtzuhandeln keine 
 Alternative zu sein scheint.9 In den Veranstal-
tungen, die dieses Papier angeregt haben, wur-
den Fragen nach den Grenzen und der Reich-
weite von Verbraucherpolitik sowie nach der 
Rolle von staatlicher Politik bei der Gestaltung 
von Märkten aufgegriffen. Der Diskussionsver-
lauf hat jedoch gezeigt, wie schnell diese Fragen 
angesichts tagespolitischer Probleme und kurz-
fristiger Maßnahmen wieder aus dem Blick gera-
ten können.

Für die Entwicklung einer verbraucherpolitischen 
Strategie wäre es zunächst wichtig, zwei Kernfra-
gen als „Sinnklammer“ ins Zentrum des Diskur-
ses zu rücken. Denn in dem Maße, wie es Anbie-
tern gelingt, ein „konsumistisches“ Weltbild zu 
etablieren und ihr Abgrenzungswettbewerb zu-
nehmend zu Orientierungsproblemen für Ver-
braucher führt (z. B. Labelfl ut), wird die Herstel-
lung eines größeren Sinnzusammenhangs für 
eine Gesellschaft und ihre Individuen wichtiger. 
Erstens sollte es in den Diskussionen um die 
„richtige“ Verbraucherpolitik immer auch um 
die Frage nach Wohlstand und Lebensqualität ge-
hen. Was brauchen wir für unseren Wohlstand 
und für ein gutes Leben heute und in der Zukunft 
und was brauchen wir nicht? Nicht Konsum als 
Selbstzweck, sondern die Frage, was der Einzelne 
und die Gesellschaft als essentielle Ressourcen 
benötigen, steckt letztlich als Grundfrage hinter 
der Ausgestaltung einer strategischen Verbrau-
cherpolitik. Zweitens geht es darum, welchen 
Preis wir bereit sind für das „Genießen“ zu bezah-
len, besonders für das, was wir zu viel oder zu 


